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Kein Alleingang in der Klimapolitik
Die Corona-Krise als natürliches Experiment zeigt, weshalb es ohne einen Klimaklub mit den grössten Ländern nicht geht

HANS-WERNER SINN

Mit ihrer Klimapolitik verlangt die EU
ihrer Wirtschaft viel ab. Bis 2050 soll der
CO2-Ausstoss auf null heruntergefahren
werden. Durch die Verknappung von
Emissionsrechten sollen die CO2-Preise
im europäischen Emissionshandel stark
erhöht werden, auch sollen mehr Sek-
toren einem solchen Handel unterwor-
fen werden. Dazu kommen eine Vielzahl
technischer Auflagen, die zum Energie-
sparen zwingen, und eine rabiate Be-
schränkung des Flottenverbrauchs der
Autohersteller, womit man dem Ver-
brennungsmotor den Garaus macht.

Deutschland steht, getrieben von
den Grünen, an vorderster Front der
Entwicklung. Seine Stromkosten sind
bereits die höchsten der Welt und sol-
len nun mit riesigen jährlichen Budget-
mitteln heruntersubventioniert werden.

Der deutsche Autobau befindet sich
seit 2018, als die Regelungen über den
Flottenverbrauch besonders verschärft
wurden, im freien Fall. Seit Mitte 2018
hat sich die Fahrzeugproduktion fast
halbiert. In China erlebt VW mit dem
Flop seiner E-Modelle gerade die
Stunde der Wahrheit. Wegen der ein-
schneidenden Umweltauflagen wurde
die deutsche Industrie herzkrank, wäh-
rend das verarbeitende Gewerbe zum
Beispiel in der Schweiz floriert.

Teure Doppelstrukturen

Vielfach wurde behauptet, dass die grüne
Energiewende quasi zwei Fliegen mit
einer Klappe schlage, indem sie einer-
seits die Erderwärmung verlangsame
und andererseits der eigenen Industrie
einen Wettbewerbsvorteil im Vergleich
zu anderen Ländern verschaffe: Da die
Sonne keine Rechnung schicke, habe ein
Land, dessen Energien grün seien, auf
den Märkten einen Wettbewerbsvorteil
und könne den Lebensstandard seiner
Bevölkerung heben, hiess es jahrelang.

Dieses Argument ist falsch und ver-
wegen. Es ist falsch, weil der technische
Aufwand enorm ist. Da der grüne Strom
den vorhandenen Kraftwerkspark wei-
terhin braucht, um Phasen ohne Wind-
und Sonnenstrom zu überbrücken, ent-
stehen teure Doppelstrukturen. Spei-
cherlösungen kommen höchstens für die
Aufnahme überschiessender Stromspit-
zen in Betracht. Das Argument ist zu-
dem verwegen, weil es unterstellt, dass
Politiker Marktchancen besser erken-
nen können, als es die privaten Unter-
nehmen selbst vermögen. Neuerdings
räumen selbst grüne Politiker ein, dass
die Energiewende teuer wird.

Das heisst nicht, dass man den Klima-
wandel hinnehmen soll. Der Klima-
wandel resultiert nun einmal aus einer
weltweiten Externalität der Industria-
lisierung und des Bevölkerungswachs-
tums. Die Korrektur der Fehlentwick-
lungen lässt sich am besten durch ein
weltumspannendes koordiniertes Preis-
system für CO2 realisieren.

Als praktischen Weg zu einem solchen
weltweiten System hat der Nobelpreis-
träger William Nordhaus vorgeschlagen,
in einem ersten Schritt einen Klimaklub
zu gründen. Die Klubmitgliedschaft be-
inhaltet bindende Mengenbeschränkun-
gen beim CO2-Ausstoss, doch auch den
Vorteil des Freihandels, von dem Nicht-
mitglieder ausgeschlossen sind. Ein sol-
cher Klub müsste aber, damit er attraktiv
genug ist, neben der EU zumindest auch
die USA, China und Indien umfassen.

Von der notwendigen Mindestgrösse
eines solchen Klubs ist die Welt weit ent-
fernt. Beim Abkommen von Paris hat
sich nur ein knappes Drittel, konkret
60 der 196 unterzeichnenden Länder,
zu Einschränkungen verpflichtet. Zwei
Drittel haben nur zugestimmt, dass die-
ses eine Drittel sich einschränkt.

Auf die 60 Länder entfallen aber nur
35 Prozent des weltweiten CO2-Ausstos-
ses. China und Indien haben sich auch an
den nachfolgenden Klimagipfeln strikt
dagegen gewehrt, irgendwelche kon-
kreten Zusagen zu machen. Und in den
USA ist der mit grossem Elan angetre-
tene Präsident Joe Biden beim Thema

Klima ganz still geworden. Im August
2021 bat seine Regierung Saudiarabien,
die Ölproduktion auszuweiten, um die
Weltwirtschaft nicht zu gefährden.

Die grosse Streitfrage betrifft die
Sinnhaftigkeit unilateraler Einsparun-
gen, bevor die weltweite Koordination
gelingt. Grüne Politiker vertreten die
Auffassung, dass eine Reduktion des
CO2-Ausstosses beim Individuum, beim
einzelnen Staat oder auch bei der EU
selbst dann geboten sei, wenn die ande-
ren nicht mitmachten.

So verständlich und ehrenwert diese
moralische Grundposition ist, so falsch
sind die Voraussetzungen, auf denen sie
basiert. Es ist nämlich im Allgemeinen
nicht so, dass sich eine unilaterale euro-
päische Reduktion des Einsatzes fossi-
ler Brennstoffe überhaupt in einer Ver-
minderung des weltweiten CO2-Ausstos-
ses niederschlägt. Um das zu erreichen,
müsste Europa diese Brennstoffe in rie-
sigen Mengen erwerben und auf seinem
Territorium versiegeln, damit die Klima-
sünder nicht mehr an sie herankommen.
Diese Idee ist aber abwegig und teuer.

Warum es allein nicht geht

Die Folge ist, dass die freigegebenen
Brennstoffe dann anderswohin geliefert
und dort verbrannt werden. Der Mecha-
nismus, durch den das geschieht, ist der
übliche Preismechanismus. Die poli-
tisch verordnete Nachfrageminderung
in Europa drückt den Weltmarktpreis,
subventioniert damit die Umweltsün-
der anderswo auf der Welt und veran-
lasst sie, mehr Brennstoffe zu kaufen, als
sie es sonst getan hätten. Ob diese kom-
pensatorischen Reaktionen der anderen
Länder jede ursprüngliche Einsparung
exakt wettmachen, ist diskutabel. Das
hängt davon ab, wie die Anbieter der
fossilen Brennstoffe reagieren. Extra-
hieren sie jene Mengen, die sie ohnehin
geplant hatten, haben die moralisch han-
delnden Staaten gar nichts gewonnen.

Bisweilen wird vermutet, dass die
Senkung der Weltmarktpreise, die durch
unilaterale Einschränkungen der Nach-
frage verursacht wird, manche Anbieter
veranlassen wird, weniger zu fördern.
Das ist aber wenig wahrscheinlich, weil
laut Wirtschaftstheorie über erschöpf-
bare Ressourcen auch marginale Anbie-
ter noch viel Luft bei den Preisen haben.

Es ist im Gegenteil auch denkbar,
dass die Ressourcenanbieter auf fal-
lende Preise mit einer Mehrproduktion
reagieren. Dies geschieht zum einen,
weil sie so kurzfristig die Erlöse stabili-
sieren können, die für die Finanzierung
einiger Staaten wichtig sind. Zum ande-
ren tun sie es auch, weil sie in den Preis-

senkungen das Signal einer drohenden
Vernichtung ihrer Absatzmärkte sehen
und sich deshalb beeilen, ihre Bestände
rasch noch zu verkaufen.

Mit diesem Argument, das in der
Literatur als «grünes Paradoxon» be-
zeichnet wird, hat Vickram Bharrat,
Minister für natürliche Ressourcen des
südamerikanischen Staates Guyana, im
August letzten Jahres offiziell begrün-
det, dass sein Land nun die Exploration
und den Abbau der eigenen Ölreserven
forcieren werde.

Unter der Bedingung des «grünen
Paradoxons» ist der Unilateralismus der
Europäer sogar kontraproduktiv, weil
er vor die wirklichen Einschränkungen
auf der ganzen Welt eine lange Vorlauf-
phase setzt, die den Ressourcenanbie-
tern Zeit lässt, ihre Bestände noch zu
verkaufen. Die nicht partizipierenden
Länder haben nun den doppelten Vor-
teil, dass sie bei noch niedrigeren Prei-
sen nicht nur die von den grünen Län-
dern freigegebenen Mengen, sondern
auch noch die aus Angst vor der drohen-
den Marktvernichtung zusätzlich geför-
derten Bestände konsumieren können.
Dies beschleunigt den Klimawandel.

Zur Illustration der Problemlage bei
fehlender Reaktion der Ressourcen-
anbieter kann eine auf einer grossen
Sprungfeder gelagerte Kinderwippe
dienen, wie man sie auf Spielplätzen
sieht. Drückt man nur die eine Seite der
Wippe herunter, geht die andere hoch.
Zusammenpressen lässt sich die Sprung-
feder nur, wenn beide Seiten zugleich
belastet werden. Wie die Ressourcen-
anbieter auf die unilateralen und ge-
meinsamen Nachfrageeinschränkungen
reagieren, ist nun eine empirische Frage.
Hier liefert die Covid-Pandemie inter-
essanterweise den Schlüssel. Die Pan-
demie ist das, was die Wissenschaft als
«natürliches Experiment» bezeichnet.

Die Pandemie hat die Wirtschafts-
tätigkeit weltweit erlahmen und die
Nachfrage nach fossilen Brennstoffen
schrumpfen lassen. Damit ergaben sich
Effekte, die sich fundamental von ver-
gangenen Konjunkturkrisen unterschie-
den, die meist nur Teile der Welt erfasst
hatten. Während die bisherigen Kon-
junkturkrisen die Wippe also auf einer
Seite heruntergedrückt hatten, hat die
Pandemie das auf beiden Seiten getan.

Die Abbildung zeigt den Verlauf der
weltweiten Rohölförderung und den Öl-
preis auf dem Weltmarkt seit 1982, also
dem Ende der zweiten Ölkrise. Man er-
kennt, dass die Fördermenge lange Zeit
einem leicht steigenden Trend folgte,
während die Preiskurve durch wilde
Ausschläge gekennzeichnet ist. Diese
Ausschläge hatten mit den Nachfrage-

schwankungen in verschiedenen Teilen
der Welt zu tun, die durch lokale Kon-
junkturereignisse oder unilaterale Mass-
nahmen zur Reduktion der Ölnachfrage
zustande kamen.

Die Preisschwankungen führten in
aller Regel nicht zu Änderungen der
aggregierten Ölförderung. Die Wippe
kippte mal zur einen, mal zur anderen
Seite, doch ein Druck auf die grosse
Sprungfeder in der Mitte entstand nicht.
Auf dem Weltmarkt für Öl kam es zu
einer blossen Umlenkung der Tanker-
flotten, ohne dass sich am Fördervolu-
men und somit am CO2-Ausstoss irgend-
etwas änderte. Die Pandemie änderte
dieses Muster schlagartig, weil sie zu
einem abrupten Ausfall der Ölnach-
frage in allen Ländern führte. Das liess
den Ölpreis stark fallen und führte erst-
mals in fast vierzig Jahren zu einer er-
heblichen Reduktion der Ölförderung
und zu einer entsprechenden Verringe-
rung des CO2-Ausstosses.

Der Kern der grünen Misere

Das natürliche Experiment der Pande-
mie zeigt in aller Deutlichkeit, dass nur
weltweit abgestimmte Einschränkun-
gen der Nachfrage etwas erreichen kön-
nen, während unilaterale Nachfrageein-
schränkungen von einigen grün gesinn-
ten Ländern wirkungslos bleiben.

Das ist der Kern der grünen Misere.
Die EU nimmt durch die Einsparungen
bei den fossilen Brennstoffen enorme
wirtschaftliche Nachteile hin. Doch sie
erreicht damit nur, dass die Industrien
anderer Länder, die es mit dem Klima-
schutz nicht ernst meinen, durch fal-
lende Energiepreise gefördert werden.
Durch das Quasiverbot der Verbren-
nungsmotoren gelingt es nicht, den Koh-
lenstoff in der Erde zu halten. Er ent-
weicht nur anderswo in die Atmosphäre.

Viele grüne Politiker hoffen, das Bei-
spiel der europäischen Energiewende
mache Schule, weil man ihnen ja zeigt,
wie es geht. Man zeigt ihnen allerdings
mit der Lähmung der eigenen Industrie
eher, wie es nicht geht. Es ist schwer vor-
stellbar, dass andere Länder und Erd-
teile die für die Industrie ruinöse Stra-
tegie der Europäer kopieren werden.

Somit gibt es nur einen Weg zur Ver-
langsamung des Klimawandels: bin-
dende weltweite Vereinbarungen in
einem Klimaklub, der neben den Euro-
päern mindestens die USA, China und
Indien umfasst. Die Klubmitglieder ver-
ringern ihren CO2-Ausstoss dabei im
Gleichschritt. Darauf sollte sich Euro-
pas Klimapolitik konzentrieren, sosehr
eine moralisierende Sicht auch unilate-
rale Vorleistungen nahezulegen scheint.

Wird nur ein kleiner Teil der Staaten «grüner», werden die fossilen Energien anderswo
konsumiert. Im Bild: eine Erdölraffinerie in Saudiarabien. AHMED JADALLAH / REUTERS

Es braucht
bindende weltweite
Vereinbarungen
in einem Klimaklub,
der neben den Europäern
mindestens die USA,
China und Indien
umfasst.
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English Translation: "No unilateralism in climate policy. The corona crisis is a natural experiment that shows why the world needs a climate club"

https://www.hanswernersinn.de/en/climate-policy-corona-natural-experiment-nzz-19022022



